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Habilitationsordnung 
der Fakultät für Wirtschaftswissenschaften 

der Universität Regensburg 
 

Vom 11. Juni 2026 
 
 

Aufgrund von Art. 9 Satz 1 in Verbindung mit Art. 98 Abs. 7 Satz 1 und 2, Art. 97 Abs. 1 Satz 6 
und 8 des Bayerischen Hochschulinnovationsgesetzes (BayHIG) erlässt die Universität Regensburg 
folgende Habilitationsordnung. 
 
Vorbemerkung zum Sprachgebrauch:  
Die in dieser Ordnung verwendeten Amts-, Personen- und Funktionsbezeichnungen schließen alle 
Geschlechter (männlich, weiblich, divers) ein. Dies gilt auch, wenn nur die weibliche und männliche 
Form angesprochen wird. 
  
 

Inhaltsübersicht 
 

I. Allgemeine Bestimmungen 
§ 1 Ziel des Habilitationsverfahrens 
§ 2 Zuständigkeit 
II. Annahme zur Habilitation 
§ 3 Voraussetzungen für die Annahme als Habilitand oder Habilitandin 
§ 4 Antrag auf Annahme als Habilitand oder Habilitandin 
§ 5 Das Fachmentorat 
III. Das Habilitationsverfahren 
§ 6 Habilitationsleistungen 
§ 7 schriftliche Habilitationsleistung 
§ 8 pädagogische Eignung 
§ 9 Habilitationskolloquium 
§ 10 Zwischenevaluierung 
§ 11 Antrag auf Feststellung der Lehrbefähigung 
§ 12 Schutzbestimmungen, Berücksichtigung besonderer Lebenssituationen, Nachteilsausgleich 
§ 13 Begutachtung, Bewertung der Habilitationsleistung durch das Fachmentorat 
§ 14 Feststellung der Lehrbefähigung 
§ 15 Veröffentlichung, Pflichtexemplare 
§ 16 Abschluss des Habilitationsverfahrens, Urkunde 
§ 17 Umhabilitation 
IV. Ungültigkeit, Rücknahme und Entziehung 
§ 18 Täuschung, Ungültigkeit von Habilitationsleistungen 
V. Schlussbestimmungen 
§ 19 Inkrafttreten, Außerkrafttreten, Übergangsbestimmungen 
 
 



2 
 

I. Allgemeine Bestimmungen 
 

§ 1 
Ziel des Habilitationsverfahrens  

 
(1) Das Habilitationsverfahren gibt besonders qualifizierten Nachwuchswissenschaftlern und 

Nachwuchswissenschaftlerinnen die Möglichkeit, selbstständig Aufgaben in Forschung und 
Lehre wahrzunehmen und sich unter wissenschaftlicher Begleitung durch ein Fachmentorat 
für die Berufung auf eine Professur zu qualifizieren. 

 
(2) 1Die Habilitation an der Fakultät für Wirtschaftswissenschaften dient der förmlichen Fest-

stellung der wissenschaftlichen und pädagogischen Eignung zum Professor oder zur Profes-
sorin an Universitäten (Lehrbefähigung) in einem bestimmten Fachgebiet der Wirtschafts-
wissenschaften. 2Diese Fächer sind: Betriebswirtschaftslehre, Immobilienwirtschaft und 
Volkswirtschaftslehre. 3Ein hier nicht genanntes Fach kann zugelassen werden, wenn es 
planmäßig durch einen Professor oder eine Professorin der Fakultät für Wirtschaftswissen-
schaften an der Universität Regensburg vertreten ist. 

 
(3) Auf Grund der Feststellung der Lehrbefähigung erteilt die Universität Regensburg auf An-

trag der habilitierten Person die Lehrbefugnis in dem Fachgebiet, auf das sich die Lehrbefä-
higung bezieht.  

 
(4) Mit der Erteilung der Lehrbefugnis ist das Recht zur Führung der Bezeichnung "Privatdo-

zent" bzw. in verbunden. 
 
 

§ 2 
Zuständigkeit 

 
(1) Die Durchführung des Habilitationsverfahrens und die Bereitstellung der Arbeitsmöglichkei-

ten obliegen der Fakultät für Wirtschaftswissenschaften. 
 

(2) 1Der Dekan bzw. die Dekanin führt die Habilitationsakte. 2Er bzw. sie wird über den Stand 
des Verfahrens durch das Fachmentorat in fachlichen Belangen unterrichtet, hat das Recht, 
sich über den Verfahrensstand im Übrigen zu unterrichten und wirkt auf einen ordnungs-
gemäßen organisatorischen Ablauf des Habilitationsverfahrens hin. 

 
(3) Der Fakultätsrat entscheidet über die Annahme zum Habilitationsverfahren, die Beendigung 

eines Habilitationsverfahrens sowie über die Feststellung der Lehrbefähigung. 
 

(4) Soweit der Fakultätsrat im Rahmen des Habilitationsverfahrens entscheidet, haben alle 
hauptberuflichen Hochschullehrer und Hochschullehrerinnen der Fakultät für Wirtschafts-
wissenschaften gemäß Art. 19 Abs. 1 Satz 1 BayHIG das Recht, nach Maßgabe des § 50 
Abs. 2 der Grundordnung der Universität Regensburg vom 1. Oktober 2019 in der jeweils 
geltenden Fassung stimmberechtigt mitzuwirken (erweiterter Fakultätsrat). 
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(5) 1Der Fakultätsrat setzt für jedes Habilitationsverfahren ein Fachmentorat ein. 2Die Einzelhei-
ten regelt § 5. 

 
 
 

II. Annahme zur Habilitation 
 

§ 3  
Voraussetzungen für die Annahme als Habilitand oder Habilitandin 

 
Die Annahme als Habilitand oder Habilitandin an der Fakultät für Wirtschaftswissenschaften setzt 
voraus, dass der Bewerber oder die Bewerberin 
 
a) ein einschlägiges Studium an einer Universität oder gleichgestellten Hochschule oder ein ein-

schlägiges Masterstudium oder Diplomstudium an einer Hochschule für angewandte Wissen-
schaften bzgl. der in § 1 Abs. 2 genannten Fächer erfolgreich abgeschlossen hat; bei univer-
sitären Bachelorabschlüssen oder Diplomabschlüssen an einer Hochschule für angewandte 
Wissenschaften müssen diese besonders qualifiziert sein. Die diesbezüglich nachzuweisende 
besondere Qualifikation des Abschlusses ergibt sich aus der Studienabschlussnote "sehr gut". 

 
b) berechtigt ist, einen von einer inländischen Universität verliehenen Doktorgrad oder einen an 

einer in- oder ausländischen Universität verliehenen gleichwertigen akademischen Grad in ei-
nem für die Habilitation relevanten Fach zu führen; die Gleichwertigkeit wird vom Fakultätsrat 
festgestellt, 

 
c) die besondere Befähigung zu wissenschaftlicher Arbeit besitzt, die in der Regel durch eine 

r entsprechenden Note abge-
schlossenen Promotion nachgewiesen wird, was für gleichwertige akademische Grade ent-
sprechend gilt; alternativ kann die besondere Befähigung zum wissenschaftlichen Arbeiten 
auch durch entsprechende publizierte wissenschaftliche Arbeiten und Leistungen nachgewie-
sen werden, 

 
d) die pädagogische Eignung besitzt, die in der Regel durch Erfahrung in der akademischen Lehre 

wenigstens über die Dauer eines Studienjahres nachgewiesen wird, 
 
e) nicht bereits in einem Habilitationsverfahren für das Fachgebiet, für das die Lehrbefähigung 

festgestellt werden soll, oder einem verwandten Fachgebiet endgültig gescheitert ist und sich 
auch nicht in einem anderen laufenden Habilitationsverfahren befindet, 

 
f) keinen akademischen Grad entzogen bekommen hat und keine Tatsachen vorliegen, die eine 

Entziehung eines akademischen Grades rechtfertigen würden. 
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§ 4 

Antrag auf Annahme als Habilitand oder Habilitandin 
 

(1) 1Der Antrag auf Annahme des Bewerbers oder der Bewerberin ist schriftlich an den Dekan 
bzw. die Dekanin der Fakultät für Wirtschaftswissenschaften zu richten. 2Dem Antrag sind 
beizufügen: 

 
1. die Angabe des Fachgebiets, für das die Habilitation erfolgen soll, 
2. eine beglaubigte Kopie des Zeugnisses eines Studienabschlusses gemäß § 3 lit. a, 
3. der Nachweis der Promotion oder eines gleichwertigen akademischen Grades des 

Bewerbers oder der Bewerberin in einem für die Habilitation relevanten Fach und 
in digitaler Form ein Exemplar der Dissertation oder der entsprechenden wissen-
schaftlichen Arbeiten, 

4. ein Dokument mit dem Lebenslauf inklusive des wissenschaftlichen Werdegangs,  
5. ein vollständiges Publikationsverzeichnis des Bewerbers bzw. der Bewerberin und 

in digitaler Form je ein Exemplar aller bisherigen wissenschaftlichen Veröffentlichun-
gen, 

6. ein vollständiges Verzeichnis über abgehaltene Lehrveranstaltungen, Vorträge, Mit-
wirkung auf Tagungen oder andere wissenschaftliche und pädagogische Leistun-
gen des Bewerbers oder der Bewerberin,  

7. eine schriftliche Erklärung, dass der Bewerber bzw. die Bewerberin 
a. nicht an anderer Stelle für das Fachgebiet, für das er oder sie die Lehrbefä-

higung anstrebt, ein Habilitationsverfahren beantragt hat, das noch nicht 
abgeschlossen ist, 

b. dass der Bewerber oder die Bewerberin nicht bereits endgültig in einem 
Habilitationsverfahren im angestrebten oder einem verwandten Fachgebiet 
gescheitert ist, 

c. dass der Bewerber oder die Bewerberin nicht ein akademischer Grad entzo-
gen wurde und auch keine Tatsachen vorliegen, die zur Entziehung eines 
akademischen Grades berechtigen. 

8. Ein amtliches Führungszeugnis, sofern der Bewerber oder die Bewerberin nicht im 
öffentlichen Dienst steht. 

 
(2) 1Der Dekan bzw. die Dekanin prüft die Vollständigkeit des Antrags auf Annahme als Habi-

litand oder Habilitandin und setzt gegebenenfalls eine angemessene Frist zur Vervollständi-
gung. 2Wird der Antrag innerhalb dieser Frist nicht vervollständigt, weist der Dekan bzw. 
die Dekanin diesen im Auftrag des Fakultätsrats schriftlich unter Angabe der Gründe als 
unzulässig zurück. 

 
(3) 1Die Annahme als Habilitand oder Habilitandin ist zu versagen, wenn  

 
1. nicht alle Voraussetzungen nach § 3 erfüllt sind,   
2. kein Fachmentorat gebildet werden kann. 
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(4) Die Annahme als Habilitand oder Habilitandin erfolgt, wenn der Fakultätsrat den Bewerber 
oder die Bewerberin für geeignet hält, die nach § 6 erforderlichen Leistungen im Habilitati-
onsverfahren zu erbringen und die Voraussetzungen des § 3 gegeben sind.  

 
(5) Die Annahme ist zu widerrufen, wenn im Laufe des Habilitationsverfahrens Voraussetzun-

gen gemäß § 3 entfallen. 
 
 

§ 5 
Das Fachmentorat 

 
(1) Das Fachmentorat übernimmt eine Vertrauens-, Schutz- und Beratungsfunktion für den Ha-

bilitanden oder die Habilitandin.  
 

(2) 1Das Fachmentorat besteht aus einem oder einer Vorsitzenden und zwei weiteren Mitglie-
dern. 2Der oder die Vorsitzende wird aus der Mitte des Fachmentorats gewählt. 3Die Mit-
glieder müssen Hochschullehrer bzw. Hochschullehrerinnen oder Professoren bzw. Profes-
sorinnen gemäß Art. 19 Abs. 1 Satz 1 und Satz 3 BayHIG in der jeweils geltenden Fassung 
sein. 4Mindestens zwei Mitglieder des Fachmentorats müssen Professor oder Professorin 
des Fachgebiets der Habilitation sein. 5Mindestens zwei Mitglieder des Fachmentorats müs-
sen der Fakultät für Wirtschaftswissenschaften der Universität Regensburg angehören. 6Der 
Habilitand oder die Habilitandin besitzt ein Vorschlagsrecht bei der Besetzung des Fach-
mentorats. 

 
(3) 1Das Fachmentorat vereinbart zu Beginn des Habilitationsverfahrens schriftlich mit dem Ha-

bilitanden oder der Habilitandin eine Zielvereinbarung zu Art und Umfang der zur Habilita-
tion notwendigen Leistungen in Forschung und Lehre. 2Die Vereinbarung ist von dem De-
kan bzw. der Dekanin gegenzuzeichnen. 3Das Fachmentorat kann auf Antrag des Habilitan-
den oder der Habilitandin bereits vor der Annahme als Habilitand oder Habilitandin absol-
vierte Leistungen in Forschung und Lehre als Teil der Zielvereinbarung der Habilitation an-
erkennen. 4Auf Antrag des Habilitanden oder der Habilitandin kann bei Vorliegen wichtiger 
Gründe das Fachmentorat diese Vereinbarung jederzeit ändern. 5Das Fachmentorat unter-
stützt und berät den Habilitanden oder die Habilitandin bei der Umsetzung dieser Verein-
barung. 6In angemessenen Abständen berichtet der Habilitand oder die Habilitandin dem 
Fachmentorat über den Fortschritt in Forschung und Lehre, im Regelfall wenigstens einmal 
pro Semester. 

 
(4) 1Das Fachmentorat wirkt in Vereinbarung mit der Fakultät darauf hin, dass der Habilitand 

oder die Habilitandin einen angemessenen Zugang zu Forschungseinrichtungen der Univer-
sität sowie nötigenfalls eine drittmittelfähige Grundausstattung erhält. 2Das Fachmentorat 
vereinbart mit der Fakultät, wie der Habilitand oder die Habilitandin sich in der akademi-
schen Lehre üben und bewähren kann. 

 
(5) 1Berichte an das und Berichte des Fachmentorats können in englischer oder deutscher Spra-

che erfolgen. 2Sie sollen in englischer Sprache erfolgen, wenn ein Mitglied des Fachmento-
rats der deutschen Sprache nicht hinreichend mächtig ist. 
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(6) 1Auf Antrag des Dekans bzw. der Dekanin, eines Mitglieds des Fachmentorats oder des 

Habilitanden bzw. der Habilitandin kann der Fakultätsrat, falls ein wichtiger Grund vorliegt, 
ein Mitglied des Fachmentorats von der weiteren Mitwirkung entbinden. 2Als wichtige 
Gründe gelten insbesondere Krankheit oder Ausscheiden aus der Universität sowie Diver-
genzen, die das Vertrauensverhältnis zwischen einem Mitglied des Fachmentorats und dem 
Habilitanden bzw. der Habilitandin in unzumutbarer Weise belasten. 

 
(7) 1Scheidet ein Mitglied des Fachmentorats aus, so bestellt der Fakultätsrat einen Nachfolger 

oder eine Nachfolgerin. 2Das Vorschlagsrecht verbleibt bei dem Habilitanden oder der Ha-
bilitandin. 

 
(8) 1Auf Antrag des Habilitanden oder der Habilitandin hebt der Fakultätsrat die Bestellung des 

Fachmentorats auf. 2Damit ist das Habilitationsverfahren beendet. 3Darüber erteilt der De-
kan oder die Dekanin dem Habilitanden oder der Habilitandin einen Bescheid. 4Der Antrag 
nach Satz 1 ist ausgeschlossen, wenn der Habilitand oder die Habilitandin die abschließende 
wissenschaftliche Begutachtung beantragt und die schriftliche Habilitationsleistung vorge-
legt hat. 

 
 
 

III. Das Habilitationsverfahren 
 

§ 6 
Habilitationsleistungen 

 
Im Habilitationsverfahren wird  

 
1. die Befähigung zu selbstständiger Forschung aufgrund der vorgelegten schriftlichen Ha-

bilitationsleistung gemäß § 7 festgestellt und 
2. die pädagogische Eignung gemäß § 8 festgestellt, in deren Rahmen auch ein öffentli-

cher Vortrag mit anschließender wissenschaftlicher Aussprache (Habilitationskollo-
quium) gemäß § 9 durchgeführt wird. 

 
 

§ 7 
Schriftliche Habilitationsleistung 

 
(1) 1Der Habilitand oder die Habilitandin zeigt die Befähigung zu selbstständiger Forschung 

durch Vorlage einer Habilitationsschrift oder mehrerer Fachpublikationen, die zusammen 
das Gewicht einer Habilitationsschrift haben und ein Forschungsgebiet erkennen lassen. 
2Die Fachpublikationen können mehrere in einem thematischen Zusammenhang stehende, 
hochrangige wissenschaftliche Beiträge für referierte Zeitschriften, referierte Sammelbände 
oder referierte Konferenzen sein. 3Ebenso kann ein von dem Habilitanden oder der Habili-
tandin verfasstes Fachbuch, das eigene neue wissenschaftliche Beiträge liefert, die Habilita-
tionsschrift darstellen.  
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(2) Die Habilitationsschrift ist als Monographie oder kumulative Schrift abzufassen. 

 
(3) Ist der Habilitand oder die Habilitandin im Fall einer kumulativen Habilitationsschrift nicht 

alleiniger Autor oder alleinige Autorin der Schriften, so ist den Gutachterinnen und Gutach-
tern für jede dieser Schriften eine Erklärung des Habilitanden oder der Habilitandin vorzule-
gen, welchen primären Beitrag er oder sie an den jeweiligen Schriften geleistet hat.  

 
(4) 1Die Beiträge einer kumulativen Habilitation müssen in referierten wissenschaftlichen Zeit-

schriften, referierten wissenschaftlichen Konferenzen oder vergleichbaren Publikationsme-
dien veröffentlicht oder eingereicht und zur Begutachtung angenommen worden sein. 2Die 
Einreichung und Annahme zur Begutachtung ist den Gutachtern und Gutachterinnen der 
Habilitation durch Vorlage einer Kopie der Eingangsbestätigung des Publikationsmediums 
nachzuweisen. 

 
(5) 1Der kumulativen Habilitation ist eine Einleitung voranzustellen. 2Am Ende der Schriften ist 

eine übergreifende Schlussbetrachtung anzufügen. 3Die Einleitung und die Schlussbetrach-
tung sind von dem Habilitanden oder der Habilitandin allein zu verfassen. 

 
(6) 1Die Habilitationsschrift muss eine eidesstattliche Versicherung enthalten, dass die schriftli-

che Habilitationsleistung selbstständig verfasst wurde und die Herkunft des verwendeten 
oder zitierten Materials vollständig und ordnungsgemäß kenntlich gemacht wurde. 2Die 
sonstigen verwendeten Hilfsmittel sind vollständig anzugeben. 

 
(7) Gemeinschaftshabilitationen sind nicht zulässig. 

 
(8) Die Habilitation ist grundsätzlich in deutscher oder englischer Sprache abzufassen. 

 
(9) 1Die elektronische Fassung der Habilitation kann einer gesonderten Überprüfung, insbeson-

dere zur Plagiatserkennung, unterzogen werden. 2Die Einverständniserklärung für diese 
Überprüfung muss in der Habilitationsschrift gegeben werden.  

 
 

§ 8 
Pädagogische Eignung 

 
(1) 1Der Habilitand oder die Habilitandin erweist seine pädagogische Eignung aufgrund wis-

senschaftsgeleiteter Qualifizierung und selbstständig abgehaltener Lehrveranstaltungen in 
der akademischen Lehre. 2Hierbei kann es sich um eigene vollständig entwickelte und 
selbstständig durchgeführte Lehrveranstaltungen handeln als auch in mehreren Lehrveran-
staltungen selbstständig entwickelte und durchgeführte Anteile. 3Als Teil des Nachweises 
der pädagogischen Eignung wird außerdem ein öffentlicher Vortrag mit anschließender 
wissenschaftlicher Aussprache (Habilitationskolloquium) gemäß § 9 durchgeführt. 
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(2) Bei Habilitanden oder Habilitandinnen, die nicht Mitglied der Hochschule sind, trägt die 
Fakultät im Benehmen mit dem Fachmentorat dafür Sorge, dass der Habilitand oder die 
Habilitandin ausreichend Gelegenheit zur Qualifikation in der akademischen Lehre erhält. 

 
 

§ 9 
Habilitationskolloquium 

 
(1) 1Als Teil zur Vorbereitung der abschließenden Bewertung der pädagogischen Eignung lädt 

der Dekan oder die Dekanin den Habilitanden oder die Habilitandin mit einer Frist von drei 
Wochen zu einem öffentlichen Vortrag mit anschließender wissenschaftlicher Aussprache 
(Habilitationskolloquium). 2Für den Vortrag schlägt der Bewerber oder die Bewerberin dem 
Dekan oder der Dekanin schriftlich drei Themen vor. 3Der Fakultätsrat wählt ein Thema aus 
und legt zugleich den Termin des öffentlichen Vortrags fest, der spätestens acht Wochen 
nach Festlegung des Themas stattfinden soll. 4Liegt das Fristende in der vorlesungsfreien 
Zeit, ist der Termin spätestens vier Wochen nach Beginn der darauffolgenden Vorlesungs-
zeit festzulegen. 

 
(2) 1Zum Habilitationskolloquium lädt der Dekan oder die Dekanin das Fachmentorat, den Fa-

kultätsrat, den Präsidenten oder die Präsidentin, die Vizepräsidenten und Vizepräsidentin-
nen und die Dekane und Dekaninnen der Universität Regensburg ein. 2Außerdem ist die 
Einladung fakultätsöffentlich bekannt zu machen. 

 
(3) 1Das Habilitationskolloquium wird vom Dekan bzw. der Dekanin oder einem anderen vom 

Dekan bzw. der Dekanin beauftragten Professor oder Professorin der Fakultät für Wirt-
schaftswissenschaften geleitet. 2Die sich an den Vortrag anschließende Diskussion soll die 
Dauer von 60 Minuten nicht überschreiten. 3In Vortrag und wissenschaftlicher Aussprache 
muss der Habilitand oder die Habilitandin die Befähigung zur wissenschaftlichen Argumen-
tation in dem Fachgebiet, für welches er oder sie die Lehrbefähigung anstrebt, unter Beweis 
stellen. 4Die Leitung nach Satz 1 kann Fragen, die nicht von den in Absatz 2 genannten 
Personen stammen, zurückweisen. 

 
(4) 1Kommt das Fachmentorat nach dem Habilitationskolloquium zu dem Schluss, dass der Ha-

bilitand oder die Habilitandin die Befähigung nach Abs. 3 Satz 3 nicht erbracht hat oder 
nimmt der Fakultätsrat trotz entgegenstehenden Vorschlags des Fachmentorats das Habili-
tationskolloquium nicht als Habilitationsleistung im Rahmen der pädagogischen Eignung 
an, so ist der Habilitand oder die Habilitandin innerhalb von sechs Monaten einmalig erneut 
zum Habilitationskolloquium zuzulassen. 2Wird dieses erneut nach Satz 1 beurteilt, so ist 
das Habilitationsverfahren ohne Erfolg beendet; § 13 Abs. 5 Satz 2 gilt entsprechend.  

 
(5) Erscheint der Habilitand bzw. die Habilitandin aus von ihm oder ihr zu vertretenden Gründen 

nicht zu dem Termin des Habilitationskolloquiums, so gilt das Habilitationskolloquium als 
ohne Erfolg abgelegt; Abs. 4 gilt entsprechend. 
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§ 10 

Zwischenevaluierung 
 

(1) 1Spätestens zwei Jahre nach der Annahme des Habilitanden oder der Habilitandin führt das 
Fachmentorat eine Zwischenevaluierung durch, mit dem Ziel, eine Prognose über den Erfolg 
des Habilitationsvorhabens abzugeben und nötigenfalls Korrekturen vorzunehmen. 2Die 
Zwischenevaluierung basiert auf einem schriftlichen Selbstbericht, erbrachten Leistungen in 
der Lehre und Veröffentlichungen oder zur Veröffentlichung angenommenen Arbeiten. 
3Auf Antrag des Habilitanden oder der Habilitandin kann die Zwischenevaluierung vorgezo-
gen werden.  

 
(2) Ergebnisse der Zwischenevaluation können sein: 

 
a. Entsprechen die Leistungen der Vereinbarung nach § 5 Abs. 3, so wird das Habilitati-

onsverfahren fortgeführt, ohne dass es dazu eines gesonderten Beschlusses des Fakul-
tätsrats bedarf.  
 

b. Sind aufgrund der Zwischenevaluierung Korrekturen der ursprünglichen Vereinbarung 
nach § 5 Abs. 3 notwendig, so sind diese im Einvernehmen zwischen Fachmentorat und 
Habilitand oder Habilitandin schriftlich festzuhalten und von dem Dekan bzw. der De-
kanin gegenzuzeichnen.  

 
c. Stellt das Fachmentorat fest, dass die für die Zwischenevaluierung vereinbarten Leistun-

gen nicht erbracht sind, und ist auch vorauszusehen, dass die für eine Habilitation er-
forderlichen Leistungen zukünftig nicht erbracht werden können, so kann der Fakul-
tätsrat die Bestellung des Fachmentorats aufheben und damit das Habilitationsverfah-
ren beenden. Der Habilitand oder die Habilitandin wird durch den Dekan bzw. die De-
kanin darüber informiert. 
 

(3) Über das Ergebnis der Zwischenevaluierung wird der Dekan bzw. die Dekanin durch das 
Fachmentorat informiert, der Dekan bzw. die Dekanin setzt den Fakultätsrat in Kenntnis.  

 
 

§ 11 
Antrag auf Feststellung der Lehrbefähigung  

 
1Der Habilitand oder die Habilitandin beantragt in der Regel innerhalb von vier Jahren nach 
Beginn des Habilitationsverfahrens die Feststellung der Lehrbefähigung. 2Folgende Unterla-
gen sind dazu vorzulegen: 

 
1. Aktualisierte Erklärungen und Angaben nach § 4 Abs. 1 Satz 2 Nrn. 4 bis 7, 
2. ein Verzeichnis der bisher abgehaltenen Lehrveranstaltungen, 
3. vier ausgedruckte und gebundene Exemplare sowie eine digitale Version der schriftli-

chen Habilitationsleistung, 
4. eine eidesstattliche Erklärung nach § 7 Abs. 6, 
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5. eine Einverständniserklärung nach § 7 Abs. 9 Satz 2 sowie 
6. drei Themenvorschläge für die wissenschaftliche Aussprache nach § 9 Abs. 1. 
7. Bei kumulativen Habilitationen: Eine Erklärung nach § 7 Abs. 3, welchen primären Bei-

trag der Habilitand oder die Habilitandin an den einzelnen Schriften geleistet hat. 
8. Ferner eine Erklärung darüber, ob die schriftliche Habilitationsleistung ganz oder in we-

sentlichen Teilen bereits einer anderen Fakultät oder Hochschule in einem Prüfungsver-
fahren vorgelegen hat. 

 
 

§ 12 
Schutzbestimmungen, Berücksichtigung besonderer Lebenssituationen,  

Nachteilsausgleich 
 

(1) 1Die Fristen von § 9 Abs. 4, § 10 Abs. 1 Satz 1 und § 11 Satz 1 werden zur Berücksichtigung 
besonderer Lebenssituationen auf schriftlichen Antrag des Habilitanden oder der Habilitan-
din an das Fachmentorat entsprechend und angemessen verlängert. 2Insbesondere können 
diese Fristen bei Habilitanden und Habilitandinnen mit Kindern oder zu pflegenden nahen 
Angehörigen, bei den Ablauf des Habilitationsverfahrens erheblich beeinträchtigenden 
Krankenständen/Ausfallzeiten (Abs. 2) oder bei bestehenden Behinderungen oder chroni-
schen Erkrankungen (Abs. 3) verlängert werden.  

 
(2) 1Auf Prüfungsfristen und Termine werden auf Antrag Zeiten nicht angerechnet, in denen 

die Erfüllung der Habilitationsleistungen aus Gründen, die der Habilitand oder die Habilitan-
din nicht zu vertreten hat, nicht oder nur sehr eingeschränkt möglich ist. 2Zu den nicht zu 
vertretenden Gründen zählen neben Krankheit insbesondere: 

- die Inanspruchnahme der Schutzfristen entsprechend den §§ 3, 4, 6 und 8 des Mut-
terschutzgesetzes vom 23. Mai 2017 in der jeweils geltenden Fassung, 

- Zeiten eines Beschäftigungsverbotes nach den §§ 4, 5, 6, 10 Absatz 3, 13 und 16 des 
Mutterschutzgesetzes vom 23. Mai 2017 in der jeweils geltenden Fassung, 

- die Fristen des Gesetzes zum Elterngeld und zur Elternzeit vom 5. Dezember 2006 in 
der jeweils geltenden Fassung sowie 

- die häusliche Pflege schwer erkrankter Angehöriger. 
3Die entsprechenden Nachweise, insbesondere mittels ärztlicher, in Zweifelsfällen amtsärzt-
licher Atteste, sind von dem Habilitanden oder der Habilitandin an das Fachmentorat ein-
zureichen; Änderungen in den Voraussetzungen sind unverzüglich mitzuteilen. 

 
(3) 1Auf die besondere Lage von Habilitanden und Habilitandinnen mit Behinderung oder chro-

nischer Erkrankung ist in angemessener Weise Rücksicht zu nehmen. 2Die Entscheidung 
über einen geeigneten Nachteilsausgleich trifft das Fachmentorat auf Antrag des Kandida-
ten oder der Kandidatin. 3Abs. 2 Satz 3 gilt entsprechend. 
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§ 13 

Begutachtung, Bewertung der Habilitationsleistung durch das Fachmentorat 
 

(1) 1Zur Vorbereitung der abschließenden Begutachtung der schriftlichen Habilitationsleistung 
nach § 7 bestellt der Dekan bzw. die Dekanin im Einvernehmen mit dem Fachmentorat und 
dem Fakultätsrat mindestens zwei Gutachter oder Gutachterinnen, von denen mindestens 
einer oder eine Mitglied der Fakultät für Wirtschaftswissenschaften sein muss. 2Mindestens 
ein Gutachter oder eine Gutachterin soll das entsprechende Fachgebiet an einer anderen 
Universität vertreten.  

 
(2) 1Die Gutachter und Gutachterinnen schlagen in einem begründeten Votum eine Annahme, 

Ablehnung oder Rückgabe zur Überarbeitung der Habilitationsschrift vor. 2Für den Fall der 
Rückgabe der Habilitationsschrift müssen die Gutachten konkrete Hinweise für eine Über-
arbeitung und Änderung enthalten. 3Die Gutachten sollen grundsätzlich innerhalb von drei 
Monaten nach Bestellung vorgelegt werden. 

 
(3) Das Fachmentorat nimmt eine Bewertung der pädagogischen Eignung des Habilitanden 

bzw. der Habilitandin vor, die auf den in der Lehre entsprechend § 8 und § 9 erbrachten 
Leistungen und den in der Zielvereinbarung festgelegten Kriterien beruht. 

 
(4) 1Unter Berücksichtigung der Gutachten und der Bewertung der pädagogischen Eignung 

schlägt das Fachmentorat in einem begründeten Votum dem Fakultätsrat die Feststellung 
der Lehrbefähigung vor, falls der Habilitand oder die Habilitandin Leistungen vorzuweisen 
hat, die den Erwartungen entsprechen. 2Die Gutachten, die schriftliche Habilitationsleistung 
und das Votum des Fachmentorats liegen für mindestens zwei Wochen in der Vorlesungs-
zeit und für mindestens vier Wochen in der vorlesungsfreien Zeit für alle Mitglieder des 
Fakultätsrats und alle Professorinnen und Professoren der Fakultät für Wirtschaftswissen-
schaften aus, bevor der Fakultätsrat gem. § 14 entscheidet. 

 
(5) 1Erklärt das Fachmentorat, dass die erforderlichen Leistungen von dem Habilitanden oder 

der Habilitandin nicht oder nicht innerhalb der Frist von § 10 bzw. § 11 zuzüglich der Dauer 
des Begutachtungsverfahrens und/oder einer gegebenenfalls erforderlichen Wiederho-
lungsfrist gem. § 9 Abs. 4 Satz 1 erbracht wurden und auch voraussichtlich nicht innerhalb 
einer angemessenen Nachfrist gemäß Abs. 6 Satz 1 erbracht werden können, so hebt der 
Fakultätsrat die Bestellung des Fachmentorats auf; das Habilitationsverfahren ist damit ohne 
Erfolg beendet. 2Dies wird dem Habilitanden oder der Habilitandin durch den Dekan bzw. 
die Dekanin in Form eines schriftlichen Bescheides, der zu begründen und mit einer Rechts-
behelfsbelehrung zu versehen ist, mitgeteilt. 

 
(6) 1Gibt das Fachmentorat dem Habilitanden oder der Habilitandin Vorgaben zur Überarbei-

tung der vorgelegten Leistungen und legt der Habilitand oder die Habilitandin diese inner-
halb der gesetzten Frist, spätestens jedoch innerhalb eines Jahres, vor, so wird das Verfah-
ren mit erneuter Beurteilung, in der Regel mit denselben Gutachterinnen und Gutachtern, 
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gemäß Abs. 1 fortgesetzt. 2Über die Vorgaben zur Überarbeitung der vorgelegten Leistun-
gen wird der Fakultätsrat in Kenntnis gesetzt. 3Eine nochmalige, wiederholte Überarbeitung 
ist nicht möglich.  

 
 

§ 14 
Feststellung der Lehrbefähigung 

 
1Schlägt das Fachmentorat dem Fakultätsrat gem. § 13 Abs. 4 die Feststellung der Lehrbefä-
higung vor, leitet der Dekan bzw. die Dekanin diesen Vorschlag mit der Stellungnahme des 
Fachmentorats an den Fakultätsrat weiter. 2Innerhalb von vier Monaten nach Eingang der 
Stellungnahme sorgt der Dekan bzw. die Dekanin für einen Beschluss des Fakultätsrats über 
den Vorschlag. 3Kommt innerhalb dieser Frist kein Beschluss des Fakultätsrats zustande, so gilt 
die Lehrbefähigung als festgestellt. 

 
 

§ 15 
Veröffentlichung, Pflichtexemplare 

 
(1) Nach der Feststellung der Lehrverpflichtung ist der Habilitand oder die Habilitandin verpflich-

tet, die Habilitation auf eigene Kosten der wissenschaftlichen Öffentlichkeit durch Vervielfäl-
tigung und Verbreitung zugänglich zu machen. 

 
(2) Die Publikation muss als Habilitation der Universität Regensburg ausgewiesen werden. 

 
(3) Die Publikation muss der vom Fachmentorat freigegebenen und vom Fakultätsrat genehmig-

ten Fassung unter Beachtung aller Auflagen entsprechen; sie kann auch aus mehreren aufei-
nander folgenden Teilen bestehen. 

 
(4) 1Die öffentliche Zugänglichmachung erfolgt durch Ablieferung folgender Belegexemplare der 

Habilitation und Nutzung einer der folgenden Publikationsformen: 
1. fünf gedruckte Exemplare, wenn die vollständige als Habilitation gekennzeichnete 

Arbeit durch einen Verlag als Buch mit ISBN veröffentlicht wird und der Verlag eine 
Mindestauflage von 150 Exemplaren bestätigt oder sie als dauerhaft online verfüg-
bares E-Book des Verlages bereitstellt, oder 

2. drei ausgedruckte und gebundene Exemplare einer digitalen, auf dem Publikations-
server der Universitätsbibliothek veröffentlichten Fassung der Habilitation; in diesem 
Fall überträgt der Habilitand oder die Habilitandin der Universität das Recht, die 
Arbeit im Rahmen ihrer gesetzlichen Aufgaben zu vervielfältigen, in Datennetzen 
zur Verfügung zu stellen und in andere Formate zu konvertieren. 

2In jedem Fall verbleibt ein gedrucktes Exemplar der Habilitation bei den Akten der Universität 
Regensburg. 
 

(5) 1Im Falle einer kumulativen Habilitation sind die zur Publikation angenommenen und im Druck 
befindlichen oder in elektronischen Zeitschriften bereits erschienenen Einzelbeiträge von der 
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Veröffentlichungspflicht nach Absatz 1 ausgenommen. 2Die flankierenden Texte zur Einlei-
tung, zum Zusammenhang der Veröffentlichungen und/oder zur Einordnung der Ergebnisse 
in den fachwissenschaftlichen Kontext müssen nebst einem Verweis auf die Einzelbeiträge 
veröffentlicht werden. 

 
(6) 1Die Veröffentlichung und die Ablieferung der Pflichtexemplare soll innerhalb von zwei Jahren 

nach dem Tag der Feststellung der Lehrbefähigung vollzogen sein. 2Versäumt der Kandidat 
oder die Kandidatin die aufgeführten Fristen, entscheidet der Fakultätsrat über den Verlust 
aller durch die Feststellung der Lehrbefähigung erworbenen Rechte. 

 
(7) 1Der Fakultätsrat kann die Anforderungen des Absatzes 1 auch dann als erfüllt ansehen, wenn 

die Habilitationsschrift aufgrund eines patentrechtlichen Anmeldeverfahrens oder der Veröf-
fentlichung in einer wissenschaftlichen Zeitschrift zeitlich verzögert der Öffentlichkeit zugäng-
lich gemacht wird. 2Voraussetzung hierfür ist, dass der Zeitpunkt, zu dem die Veröffentlichung 
spätestens erfolgt, aus einem Sperrvermerk hervorgeht und die Veröffentlichung selbstständig 
durch die Universitätsbibliothek vorgenommen werden kann. 3Ein Sperrvermerk kann für die 
Dauer von einem Jahr mit dem von der Universität vorgegebenen Formular von dem Habili-
tanden oder der Habilitandin und dem Fachmentorat beim Fakultätsrat beantragt und jeweils 
um ein weiteres Jahr verlängert werden; insgesamt darf die Dauer eines verlängerten Sperr-
vermerks höchstens fünf Jahre betragen. 4Die Bewilligung ist mit dem Veröffentlichungsver-
trag bei der Universitätsbibliothek einzureichen. 

 
 

§ 16 
Abschluss des Habilitationsverfahrens; Urkunde 

 
1Über den erfolgreichen Abschluss des Habilitationsverfahrens und das Fachgebiet der Lehr-
befähigung wird dem Habilitanden oder der Habilitandin eine von dem Präsidenten bzw. der 
Präsidentin und von dem Dekan bzw. der Dekanin der Fakultät unterzeichnete Urkunde aus-
gehändigt. 2Die Urkunde trägt das Datum des Beschlusses des Fakultätsrats nach § 14 Satz 2 
bzw. das Datum des Fristablaufs nach § 14 Satz 3. 

 
 

§ 17 
Umhabilitation 

 
1Der Fakultätsrat kann bei Personen, die eine entsprechende Lehrbefähigung oder Lehrbefug-
nis an einer anderen Universität oder Universitäten gleichstehenden Hochschule des In- oder 
Auslandes besessen haben, die Lehrbefähigung unter Befreiung von allen Habilitationsleistun-
gen feststellen. 2Die Bestimmungen dieser Habilitationsordnung gelten entsprechend. 
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IV. Ungültigkeit, Rücknahme und Entziehung 
 

§ 18 
Täuschung, Ungültigkeit von Habilitationsleistungen 

 
(1) Waren die Voraussetzungen für die Annahme zur Habilitation oder für die Bewertung der 

Habilitationsleistungen nicht erfüllt, ohne dass der Habilitand oder die Habilitandin darüber 
täuschen wollte, und wird diese Tatsache erst im Nachhinein bekannt, so wird dieser Man-
gel durch die Feststellung der Lehrbefähigung nach § 14 geheilt.   

 
(2) Ergibt sich vor Aushändigung der Habilitationsurkunde, dass sich der Habilitand oder die 

Habilitandin im Habilitationsverfahren einer Täuschung schuldig gemacht oder sonst die 
Regeln wissenschaftlichen Arbeitens schwerwiegend verletzt hat, so werden die bisher er-
brachten Habilitationsleistungen für ungültig und das Habilitationsverfahren für beendet 
erklärt.  

 
(3) 1Stellt sich nachträglich heraus, dass die Annahme als Habilitand oder Habilitandin oder das 

Verfahren zur Bewertung der Habilitationsleistung aufgrund wahrheitswidriger oder unvoll-
ständiger Angaben nicht erfüllt waren bzw. nicht hätte eingeleitet werden dürfen oder dass 
sich der Habilitand oder die Habilitandin bei der Anfertigung der schriftlichen Habilitations-
leistung unerlaubter Hilfen bedient, eine sonstige Täuschung begangen oder sonst die Re-
geln wissenschaftlichen Arbeitens schwerwiegend verletzt hat, so kann die Prüfung für 
nicht bestanden erklärt und die Lehrbefähigung zurückgenommen werden. 2Die Entschei-
dung über die Rücknahme der Feststellung der Lehrbefähigung trifft die Universitätsleitung 
auf Antrag des Fakultätsrates. 

 
(4) Im Übrigen richten sich die Rücknahme der Annahme als Habilitand oder Habilitandin zum 

Habilitationsverfahren sowie die Erteilung von Lehrbefugnis und Erlangung der Lehrbefähi-
gung nach den gesetzlichen Vorschriften.  

 
 
 

V. Schlussbestimmungen 
 

§ 19 
Inkrafttreten, Außerkrafttreten, Übergangsbestimmungen 

 
(1) Diese Habilitationsordnung tritt am Tag nach ihrer Bekanntmachung in Kraft.  

 
(2) Gleichzeitig tritt die Habilitationsordnung für die Wirtschaftswissenschaftliche Fakultät der 

Universität Regensburg vom 20. Juli 2004 außer Kraft. 
 

(3) Für Bewerber und Bewerberinnen, die bei In-Kraft-Treten dieser Habilitationsordnung zum 
Habilitationsverfahren zugelassen bzw. angenommen sind, wird das Habilitationsverfah-
ren nach der in Abs. 2 genannten Habilitationsordnung zu Ende geführt. 
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Ausgefertigt aufgrund des Beschlusses des Senats der Universität Regensburg vom 20. Mai 2026 
und der Genehmigung des Präsidenten der Universität Regensburg vom 11. Juni 2026. 
  
Regensburg, den 11. Juni 2026 
Universität Regensburg 
Der Präsident 
 
 
 
 
(Prof. Dr. Udo Hebel) 
 
 
 
Diese Satzung wurde am 11. Juni 2026 in der Hochschule niedergelegt; die Niederlegung wurde 
am 11. Juni 2026 durch Aushang in der Hochschule bekannt gegeben. Tag der Bekanntmachung 
ist daher der 11. Juni 2026. 


